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Die CDU wird gegen die umstrittene 
Frauenförderung in Münster klagen
Fraktionschef der CDU spricht im Interview mit dem DBB NRW Tacheles 

Mit dem Fraktionsvorsitzenden der NRW-Landtagsfraktion der CDU, Armin Laschet, sprachen der Vorsitzende des 
Deutschen Beamtenbundes Nordrhein-Westfalen, Roland Staude, und der Chefredakteur des DBB NRW Magazins, 
Joachim Klein, in den Räumen der CDU-Landtagsfraktion im Düsseldorfer Landtag.

DBB NRW Magazin: Sehen Sie 
das Beihilfesystem aufgrund 
der jüngsten Studie der Ber-
telsmann Stiftung zum Thema 
„Krankenversicherungspflicht 
für Beamte und Selbstständi-
ge“ als gefährdet an?

Armin Laschet: Das Beihilfe-
system ist aus unserer Sicht 
nicht gefährdet. Das Gesund-
heitsvorsorgesystem im Be-
amtentum hat sich bewährt, 
deshalb hält die CDU NRW 
auch weiterhin daran fest.  
Die private und gesetzliche 
Krankenversicherung sind die 
tragenden Säulen der Gesund-
heitsversorgung. Die Überle
gung, öffentliche Haushalte 
zu entlasten, ist im Grundsatz 
richtig. Jedoch darf es nicht 
zulasten der Gesundheitsver-
sorgung gehen. Ein Problem 
der Studie ist außerdem, dass 
beamten- und verfassungs-

rechtliche Fragenstellungen 
überhaupt nicht thematisiert 
wurden.

DBB NRW Magazin: In diesem 
Zusammenhang interessiert 
uns auch die Position der CDU 
NRW zur Bürgerversicherung. 

Armin Laschet: Wir wollen 
den Menschen die bestmögli-
che medizinische und pflege-
rische Versorgung ermögli-
chen. Dafür brauchen wir die 
gesetzliche und private Kran-
ken- und Pflegeversicherung. 
Gesundheit muss aber auch 

bezahlbar bleiben. Die Bürger-
versicherung wäre deshalb ein 
Schritt in die falsche Richtung. 
Eine Bürgerversicherung wür-
de den Preis- und Leistungs-
wettbewerb zwischen den 
Versicherern und Anbietern 
medizinischer Leistungen ver-
hindern. Die Folge wäre, dass 
die Menschen nur noch Stan-
dardmedizin zu einem hohen 
Preis bekommen würden. 
Zudem würden Tausende 
Arbeitsplätze im Bereich der 
privaten Krankenversicherun-
gen wegfallen. Eine Bürger-
versicherung schadet also 
letztlich allen Bürgern, daher 
lehnen wir sie ab.

DBB NRW Magazin: Thema 
„Dienstrechtsmodernisie-
rungsgesetz“: Welche Maß-
nahmen können Sie sich im 
Rahmen einer „Dienstrechts
reform II“ vorstellen?

Armin Laschet: Nordrhein-
Westfalen braucht ein mo
dernes, leistungsfähiges und 
flexibles öffentliches Dienst-
recht. Dazu bedarf es einer 
Reform, die diesen Namen 
auch verdient. Das rot-grüne 
Dienstrechtsmodernisierungs-
gesetz ist jedoch ein mutloses 
Stückwerk, das keinen wirkli-
chen Beitrag zur Zukunftsfä-
higkeit des öffentlichen Diens-
tes in Nordrhein-Westfalen 
leistet. Besonders die Rege-
lung zur Frauenförderung ist 
rechtlich verunglückt und 
erzeugt absichtlich massive 

Armin Laschet begrüßt Roland Staude zum Interview 
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Ungerechtigkeiten. Die CDU 
will eine Reform, die für Wett-
bewerb um die besten Köpfe 
mit den privaten Arbeitgebern 
sorgt. Zudem sollen lange be-
kannte Unzulänglichkeiten 
und Ungerechtigkeiten im 
Bereich von Schule, Polizei 
und Hochschulen korrigiert 
werden. 

DBB NRW Magazin: Wie 
stehen Sie zum § 19 Abs. 6 
(Frauenförderung bei im We-
sentlichen gleicher Eignung, 
Befähigung und fachlicher 
Leistung) und zur der jüngsten 
Entscheidung des OVG Nord-
rhein-Westfalen?

Armin Laschet: Eins war von 
Anfang an klar: Die Regelung, 
wie sie die Landesregierung 
Kraft mit der rot-grünen Koali-
tion durchgedrückt hat, ist 
auch nach Meinung vieler Ex-
perten verfassungswidrig. Das 
OVG hat unsere Kritik an der 
Regelung bestätigt. Es muss 
endlich Schluss sein mit dem 
Konflikt auf dem Rücken der 
Beamtinnen und Beamten. An-
statt eine rechtssichere und 
faire Regelung zur Frauenför-
derung zu erlassen, nimmt 
Frau Kraft es tatenlos hin, dass 
es zu einem wahren Beförde-
rungschaos gekommen ist. Wir 
müssen den aktuellen unhalt-
baren Zustand im Sinne der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter schnell beseitigen. Wir 
haben einen eigenen Gesetz-
entwurf im Landtag vorgelegt, 
wie das Problem sachgerecht 
gelöst werden kann. Denn wir 

wollten noch vor der Landtags-
wahl Klarheit haben. Rot-Grün 
hat unseren Gesetzentwurf 
abgelehnt. Damit gibt es keine 
Chance mehr auf eine schnelle 
Beseitigung der Verfassungs-
widrigkeit durch den Landtag 
selbst.

DBB NRW Magazin: Heißt das, 
Ihre Fraktion wird in Münster 
eine Verfassungsklage gegen 
die umstrittene Frauenförde-
rung in der Landesverwaltung 
einreichen?

Armin Laschet: Ja, denn damit 
bleibt uns als Abgeordnete  
nur noch der Weg zum Verfas-
sungsgericht in Münster, um 
die Verfassungswidrigkeit die-
ser Regelung feststellen zu las-
sen. Wir wollen den Betroffe-
nen eine Stimme in diesem 
Konflikt geben. Deshalb hat 
unsere Fraktion entschieden, 
dass wir gemeinsam mit der 
FDP einen entsprechenden An-
trag einreichen. Diesen werden 
wir jetzt zeitnah erarbeiten 
und dann in Münster einrei-
chen.

DBB NRW Magazin: Im Hin-
blick auf die letzte Besoldungs-
runde fragen wir uns inzwi-
schen, ob der Tarifvertrag noch 
die Grundlage sein kann, da 
immer mehr reine tarifliche 
Strukturelemente mit Geld 
hinterlegt werden, die linear 
keine Rolle spielen. Wie stehen 
Sie dazu?

Armin Laschet: Leistung muss 
sich lohnen. Dieses Credo gilt 
auch für den öffentlichen 

Dienst. Unsere Beamtinnen 
und Beamten müssen ordent-
lich bezahlt werden. Aus 
diesem Grund hat die CDU 
zusammen mit der FDP erfolg-
reich gegen die verfassungs-
widrige Nullrunde von SPD 
und Grünen in den Jahren 
2013/2014 geklagt. Wäre dies 
nicht geschehen, hätte die Lan-
desregierung bis zum heutigen 
Tag kein Gespräch mit den 
Beamtengewerkschaften ge-
führt. Zudem wurde Rot-Grün 
zur Übernahme des Tarifergeb-
nisses 2013/2014 gezwungen. 
Die Gutsherrenart, mit der die 
rot-grüne Landesregierung 
damals vorgegangen ist, war 
ein Affront gegen alle Beam-
tinnen und Beamten in unse-
rem Land. 

Auch für die Besoldungsrunde 
2017 hätte ich mir mehr vor-
stellen können. Die Landesre-
gierung hätte gut daran getan, 
auf die zeitliche Verzögerung 
von drei Monaten zu verzich-
ten. Gerade jetzt wäre es ein 

Zeichen der Wertschätzung für 
die engagierten Beamtinnen 
und Beamten gewesen, denn 
sie leisten viel. Ende des Jahres 
2016 waren fast 10 000 Stellen 
im Landesdienst unbesetzt. 
Davon entfallen über 4 300 auf 
den gesamten Schulbereich, 
fast 1 600 Stellen auf die Poli-
zei einschließlich der Verwal-
tung und über 1 000 Stellen 
auf die Finanzämter. Das muss 
sich ändern, denn unbesetzte 
Stellen unterrichten nicht, 
sorgen nicht für mehr innere 
Sicherheit und vollziehen auch 
kein Steuerrecht.

DBB NRW Magazin: Die rot-
grüne Landesregierung spricht 
von einer Attraktivitätsoffensi-
ve für den öffentlichen Dienst 
in Nordrhein-Westfalen, die 
wir jedoch nach wie vor ver-
missen. Vorausgesetzt die CDU 
erlangt in Nordrhein-Westfa-
len die Regierungsverantwor-
tung: Was würden Sie dann 
tun, um junge Menschen für 
den öffentlichen Dienst zu ge-
winnen?

Armin Laschet: Der öffentliche 
Dienst steht natürlich in einer 
harten Konkurrenz um die klu-
gen Köpfe mit der freien Wirt-
schaft. Daher braucht es end-
lich eine Attraktivitätsoffensive 
für den öffentlichen Dienst, die 
nicht nur angekündigt, son-
dern auch konkret ausgestaltet 
wird. Wir brauchen ein moder-
nes, leistungsfähiges und flexi-
bles öffentliches Dienstrecht. 
Das Land muss ein attraktiver 
Arbeitgeber sein, nicht nur 
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DBB NRW-Wahlprüfsteine zu den  
Landtagswahlen 2017
SPD, CDU, Grüne und FDP nehmen Stellung zu dem öffentlichen Dienst

Die Dienstrechtsreform ist 
zum 1. Juli 2016 in Kraft ge-
treten. Es konnten Verbes-
serungen erreicht werden, 
aber viele gute Ideen sind 
durch das Gebot der Kos-
tenneutralität auf der Stre-
cke geblieben. 

1. Wo sehen Sie Ansatzpunkte 
für Optimierungen? Wäre viel-
leicht sogar eine zweite Dienst-
rechtsreform notwendig? 

Das Dienstrecht und seine Ge-
setze sind für uns kein starrer 
Rahmen, es ist atmendes Rege-
lungswerk, das kontinuierlich 
an die Lebens- und Arbeitsver-
hältnisse der Bediensteten und 
Anforderungen des öffentli-
chen Dienstes angepasst wer-
den muss. Wir haben in der 
letzten Legislaturperiode ge-
zeigt, dass wir notwendige Ver-
änderungen gemeinsam mit 
den Gewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes aufnehmen 
und auch umsetzen können. 
Ebenso werden wir stetig an 
der Weiterentwicklung des 
Dienstrechts arbeiten, um den 
öffentlichen Dienst auch in der 
Zukunft attraktiv zu halten. 

Wir brauchen ein modernes, 
leistungsfähiges und flexibles 
öffentliches Dienstrecht. Wir 

brauchen zeitnah eine umfas-
sende Große Dienstrechtsre-
form, die ihrem Namen und 
Anspruch gerecht wird. Die Re-
form muss sich an folgenden 
Leitgedanken orientieren:

▪▪ Stärkung der Motivation der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter durch Anerkennung, 
Wertschätzung, individuelle 
Entwicklungschancen und 
ein durchdachtes Gesund-
heitsmanagement,

▪▪ Steigerung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes 
insbesondere für hochquali-
fizierte Berufseinsteiger und 
Quereinsteiger aus der frei-
en Wirtschaft,

▪▪ Flexibilisierung der bisher 
starren und komplizierten 
gesetzlichen Regelungen, 
ohne die bewährten Grund-
sätze des Berufsbeamten-
tums infrage zu stellen,

▪▪ Beseitigung von demotivie-
renden, frustrierenden und 
sogar krank machenden Ar-
beitsbedingungen. 

Wir haben viel für die Beschäf-
tigten erreicht: schlankere 
Laufbahnstrukturen, bessere 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, Ausbildungsmöglichkei-
ten in Teilzeit, Zeitwertkonten 
für Beamte/-innen und bessere 
Besoldung für Einstiegsämter. 
Für eine moderne und familien-

freundliche Verwaltung wollen 
wir beispielsweise Grundschul-
lehrkräfte besser bezahlen, die 
Besoldung in der Sekundarstufe 
I angleichen und Schichtbelas-
tung verringern. Wo Ausbildun-
gen wegen besonderer Härten 
länger dauern, wollen wir 
Anwärter/-innen ohne Abzüge 
weiter bezahlen. Vielfalt soll 
sich im öffentlichen Dienst wi-
derspiegeln: durch Beschäftigte 
mit unterschiedlichem kultu
rellem Hintergrund und mehr 
Quereinsteiger/-innen. Wir 
möchten zukünftig Whistle
blower gesetzlich schützen. 

Die sogenannte Dienstrechts-
modernisierung unter Rot-
Grün war leider in vielen Berei-
chen ein fast sieben Jahre lang 
ausgebrüteter Rohrkrepierer. 
Insofern sehen wir die Moder-
nisierung des Dienstrechts in 
keinem Fall als abgeschlossen 
an. Leider hat die rot-grüne 
Landesregierung große Aufga-
benfelder bei der Reform gänz-
lich ausgeblendet. So gibt es 
auch in Zukunft in Nordrhein-
Westfalen keine leistungsab-
hängige Komponente bei der 
Besoldung für die Beschäftig-
ten des Landes. Dies wäre aus 
unserer Sicht absolut wün-
schenswert, um über das Ins
trument der Beförderung hin-
aus eine Anreizkomponente zu 
besitzen und besonderes Enga-

gement auch finanziell hono-
rieren zu können. Neben einer 
leistungsorientierten Besol-
dung ist auch eine größere Dy-
namik zwischen den Laufbah-
nen des öffentlichen Dienstes 
überfällig: Aufstiegsprozesse 
sollten für diejenigen erleich-
tert werden, die mit besonde-
rem Einsatz das Land voran-
bringen wollen. 

2. Ein Schwerpunkt der Dienst-
rechtsreform war das Thema 
„Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf“. Sehen Sie über die neu-
en Maßnahmen hinaus noch 
Handlungsbedarf bei diesem 
Thema?

Neben Fragen zur Besoldung 
wird insbesondere die Verein-
barkeit von Familie und Beruf 

hinsichtlich der Bezahlung.  
Wir wollen eine zentrale und 
flexible Personalsteuerung 
einsetzen. Wir wollen das 
Gesundheitsmanagement 
weiterentwickeln. Wir wollen 
verpflichtend Personalentwick-
lungs- und Fortbildungskon-
zepte erstellen. Nur so können 
wir auch die Spitzenkräfte von 
morgen erreichen.

DBB NRW Magazin: Zuletzt 
zum Thema „Gewaltpräven
tion“. Wie weit legen Sie in 
diesem Zusammenhang die 
Dienstherrenpflicht aus?

Armin Laschet: Das gesell-
schaftliche Klima ist in den 
letzten Jahren rauer geworden. 
In Zeiten, in denen es immer 
öfter zu verbalen Attacken und 

sogar zu handgreiflichen Aus-
einandersetzungen kommt, 
darf der Dienstherr nicht ein-
fach nur tatenlos zusehen. Er 
hat schließlich die Pflicht, sei-
ne Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter vor solchen Übergrif-
fen zu schützen. Wir haben seit 
2010 sechs Anträge und einen 
Gesetzentwurf in den Landtag 
eingebracht, um die Sicherheit 

der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst zu erhöhen. Es ist 
aber leider immer dasselbe 
Spiel: SPD und Grüne haben  
all diese Vorhaben mit ihrer 
Mehrheit abgelehnt. Warum 
Rot-Grün hier nicht tätig wird, 
bleibt ein Rätsel.

DBB NRW Magazin: Herzlichen 
Dank für das Gespräch.�
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weiterhin oben auf unserer 
Agenda stehen. Vor allem wol-
len wir das Thema Familienar-
beitszeit stärker in den Fokus 
nehmen. Wer Kinder erzieht 
oder Angehörige pflegt, muss 
dafür auch Freiräume bekom-
men, ohne finanzielle Einbu-
ßen oder einen Karriereknick 
hinnehmen zu müssen. Der öf-
fentliche Dienst muss hierfür 
Vorreiter sein. Daher haben wir 
in unserem NRW-Plan auch 
festgeschrieben, dass wir die 
Möglichkeiten von Homeoffice 
und flexibler Weiterbildung 
weiter ausbauen werden. 

Wir setzen uns dafür ein, dass 
sich Eltern die Erziehungs- und 
Erwerbsarbeit untereinander 
ihren Bedürfnissen entspre-
chend teilen können. Vor die-
sem Hintergrund wollen wir 
auch Männer ermutigen, stär-
ker als bisher Familienarbeit, 
sei es die Kindererziehung oder 
die Pflege von Angehörigen, zu 
übernehmen. Wir fordern die 
Unterstützung flexibler Model-
le des Wiedereinstiegs in den 
Beruf nach einer Familienpau-
se. Nordrhein-Westfalen muss 
nach unseren Vorstellungen 
hier zum Vorreiter werden. Es 
ist dringend notwendig, Frau-
en und Männern nach der Fa-
milienpause den beruflichen 
Wiedereinstieg besser, schnel-
ler und nachhaltiger zu ermög-
lichen. Die Arbeitswelt muss 
familiengerechter und nicht 
die Familie arbeitsmarktkom-
patibler werden. Daher möch-
ten wir Unternehmen dazu er-
mutigen, familiengerechte 
Arbeitszeitmodelle zu imple-
mentieren und Betriebskinder-
gärten einzurichten. Hier hat 
das Land Nordrhein-Westfalen 
mit seinen Behörden als öf-
fentlicher Arbeitgeber eine 
Vorbildfunktion. 

Uns ist die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf überaus 
wichtig. Wenn Menschen für 
Kinder oder pflegebedürftige 
Personen Verantwortung über-
nehmen, darf das nicht zu be-

ruflichen Nachteilen führen. 
Wir wollen, dass Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf gelebte 
Realität darstellt. Beamte/-in-
nen sollen ihre Arbeitszeit den 
eigenen Lebensumständen fle-
xibel anpassen können, durch 
Kindererziehungs- und Pflege-
zeiten, Sabbaticals und die 
Möglichkeit, auch im Ruhe-
stand weiterzuarbeiten. Karri-
erehemmnisse durch Teilzeitar-
beit möchten wir konsequent 
abbauen, Tele- und Heimarbeit 
stärken. Wir wollen weiterhin 
in Bildung investieren und Fa-
milien durch U3-Ausbau, indivi-
duelle Lernzeiten an Schulen 
und ein gebührenfreies Hoch-
schulstudium entlasten. 

Die rot-grüne Dienstrechts
reform hat dem Land leider 
eine verfassungswidrige Beför-
derungsregel verordnet, die 
männliche Beschäftigte diskri-
miniert und durch die – wegen 
absehbar zahlreicher Klagen – 
in vielen Ressorts etliche Beför-
derungen gestoppt wurden. 
Dies betrifft dann sowohl 
männliche als auch weibliche 
Beschäftigte des Landes. Beruf-
liches Vorankommen ist eine 
wichtige Triebfeder für Motiva-
tion und Leistungsbereitschaft 
bei der täglichen Arbeit. Leider 
hat die rot-grüne Landesregie-
rung diese Möglichkeit für vie-
le Beschäftigte faktisch abge-
schafft. Deshalb besteht hier 
ein klarer Handlungsbedarf 
des Gesetzgebers. Die Regelun-
gen gehören so ausgestaltet, 
dass wieder nach Eignung, Be-
fähigung und fachlicher Leis-
tung über eine Beförderung 
entschieden wird. Wichtig ist 
jedoch, die Beurteilungsrege-
lungen der einzelnen Ressorts 
so anzupassen, dass eine fami-
lienbedingte Teilzeittätigkeit 
nicht zu einer schlechteren Be-
urteilung führt, denn diese ist 
Grundlage einer jeden Beför-
derungsentscheidung. Damit 
wäre eine zeitgemäße Frauen-
förderung erreicht, die nicht 
gegen die Verfassung verstößt. 
Das Oberlandesgericht in 
Münster bestätigt übrigens 

mit seinem Urteil unseren Vor-
schlag für eine Novellierung 
der Beförderungsregelungen. 

Gerade in den vergangenen 
Jahren hat sich wieder 
deutlich gezeigt, wie wich-
tig der öffentliche Dienst 
für die Funktionsfähigkeit 
des Staates ist. Damit das 
auch in Zukunft gewährleis-
tet werden kann, bedarf es 
einer guten personellen 
Ausstattung. Der demogra-
fische Wandel und der zu-
nehmende Fachkräfteman-
gel machen es aber immer 
schwieriger, gute Mitarbei-
ter für den öffentlichen 
Dienst zu gewinnen und  
sie dann auch zu halten. 

3. Wie kann Ihrer Meinung 
nach die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes gestei-
gert werden?

Der öffentliche Dienst ist ein 
wichtiger Grundpfeiler für 
eine funktionierende und ge-
rechte Gesellschaft. Um ihn 
weiter attraktiv zu halten, 
bedarf es eines modernen pra-
xis- und lebensnahen Dienst-
rechts. Hierzu haben wir schon 
viel erreicht: Neben denen 
schon durch die Landesregie-
rung im dialogorientierten 
Verfahren eingebrachten Ver-
besserungen im Dienstrechts-
modernisierungsgesetz konn-
ten durch die Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen noch weitere Verbesse-
rungen erreicht werden. Dazu 
gehören vor allem die Wieder-
einführung der Jubiläumszula-
ge sowie die Abschaffung der 
Ämter A 3 und A 4. 

Ein modernes Dienstrecht soll 
vor allem zwei Anforderungen 
erfüllen: Die Wertschätzung für 
den Einsatz und die Flexibilität 
der Beamtinnen und Beamten 
muss sich gleichermaßen in der 
Besoldung und einer zeitgemä-
ßen Anpassung der rechtlichen 
Grundlagen widerspiegeln. Da-
rüber hinaus hat das Dienst-

recht auch einen gesamt
gesellschaftlichen Auftrag.  
Der Staat als Arbeitgeber soll  
in den Bereichen Arbeitsplatz-
attraktivität, insbesondere Fa-
milienfreundlichkeit, und Ge-
sundheitsmanagement mit 
positivem Beispiel vorangehen. 
Diesen Weg werden wir im Ge-
spräch mit den Berufsverbänden 
und Gewerkschaften fortsetzen. 

Wir wollen eine Attraktivitäts
offensive für den öffentlichen 
Dienst starten. Wir brauchen 
ein modernes, leistungsfähi- 
ges und flexibles öffentliches 
Dienstrecht. Das Land Nord-
rhein-Westfalen muss ein at-
traktiver Arbeitgeber sein, 
nicht nur hinsichtlich der Be-
zahlung. Wir wollen eine zen
trale und flexible Personalsteu-
erung einsetzen. Ein so großer 
Arbeitgeber wie das Land 
braucht Mittel zur Flexibili
sierung des Einsatzes von Be-
schäftigten, um bedarfsgerecht 
und zielorientiert Personal 
steuern zu können. Dies eröff-
net vielen Beschäftigten auch 
neue Zukunftschancen. 

Wir wollen das Gesundheits-
management weiterentwi-
ckeln. Für eine erfolgreiche 
öffentliche Verwaltung sind 
gesunde Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter unerlässlich. Mit 
einer gezielten betrieblichen 
Gesundheitsförderung können 
krankheitsbedingte Ausfälle 
reduziert und die Zufriedenheit 
gesteigert werden. Aber auch in 
sozialer Hinsicht ist das Land 
Nordrhein-Westfalen gefordert, 
als fürsorglicher Arbeitgeber 
die Voraussetzungen für eine 
gesündere Mitarbeiterschaft zu 
schaffen. Wir wollen verpflich-
tend Personalentwicklungs- 
und Fortbildungskonzepte er-
stellen. Diese Konzepte müssen 
bedarfsgerecht konzipiert und 
mit den Beschäftigten und de-
ren Beschäftigtenvertretungen 
abgestimmt werden. 

Wir möchten den öffentlichen 
Dienst zu einem modernen 
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und familienfreundlichen Ar­
beitgeber machen und die 
Nachwuchswerbung weiter 
verbessern. Das beinhaltet mo­
derne Ansprache wie Radio­
spots und Onlinewerbung für 
eine positive Imagegestaltung. 
Darüber hinaus möchten wir 
den öffentlichen Dienst noch 
stärker für Menschen mit 
Migrationshintergrund und 
Quereinsteiger/-innen öffnen 
sowie Laufbahnen durchlässi­
ger und flexibler handhaben. 
Ein starker öffentlicher Dienst 
und ein leistungsfähiger Staat 
haben ihren Preis. Steuersen­
kungen ohne Finanzierungs­
konzept und Forderungen nach 
einem leistungsfähigen Staat 
passen nicht zusammen. Wer 
bestellt, muss auch die Rech­
nung zahlen. 

Die Attraktivität des öffentli­
chen Dienstes kann durch eine 
Vielzahl von Maßnahmen ge­
steigert werden. Erstens muss 
die Bezahlung angemessen 
sein. Rot-Grün wollte bekannt­
lich durch die doppelte Null­
runde für einen Großteil der 
Beamten das Gegenteil errei­
chen. Zweitens muss es reelle 
Aufstiegschancen geben – 
auch hier hat dilettantisches 
Regierungshandeln von Rot-
Grün zu Hunderten Beförde­
rungsstopps geführt – Tendenz 
steigend. Drittens muss der 
öffentliche Dienst sich breite­
ren Bevölkerungs­
schichten öffnen. 
Leider wurde bei der 
Dienstrechtsreform 
auch die Durchlässig­
keit von der Privat­
wirtschaft in den öf­
fentlichen Dienst eher 
erschwert als verein­
facht. Dies ist schade, 
da insbesondere vie­
len Personen mit 
langjähriger Berufser­
fahrung in der Privat­
wirtschaft der Zugang 

in den öffentlichen Dienst er­
schwert wird. 

4. Welchen Stellenwert hat 
Ihrer Meinung nach die Bezah-
lung für die Attraktivität?

Für die NRWSPD ist klar: Gute 
Leistung muss auch angemes­
sen entlohnt werden. Die Ent­
scheidung, das Tarifergebnis 
für den öffentlichen Dienst wie 
verabredet auch auf die beam­
teten Beschäftigten zu über­
tragen und dies auch für die 
Übertragung der Anpassung 
im Jahr 2018 fest verabredet 
zu haben, unterstreicht die Be­
deutung, die auch die NRWSPD 
dem Faktor Besoldung für die 
Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes zumisst. Ebenso ha­
ben wir mit dem „Gesetz zur 
Stärkung der Versorgung bei 
Pflege und zur Änderung wei­
terer Vorschriften“ die Bedin­
gungen für die Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst auch in 
Hinblick auf Besoldungsfragen 
weiter verbessert; genannt sei 
hier bespielhaft die Anhebung 
der Besoldung von Schulleite­
rinnen und Schulleitern an 
Grund- und Hauptschulen auf 
die Besoldungsgruppe A 14. 
Die NRWSPD wird auch wei­
terhin – im regelmäßigen 
Austausch mit den Gewerk­
schaften – die notwendigen 
Anpassungen im Bereich der 
Besoldung vornehmen, damit 
der öffentliche Dienst auch fi­
nanziell ein attraktiver Arbeit­
geber bleibt. 

Eine angemessene Besoldung 
und Versorgung sind wichtige 
Grundsteine der öffentlichen 
Verwaltung, denn Leistung 
muss honoriert und Flexibilität 
gefördert werden. Hier ist viel 
Vertrauen durch das verfas­
sungswidrige Besoldungs- und 
Versorgungsanpassungsgesetz 

2013/2014 verspielt worden. 
Der verfassungsmäßige An­
spruch von Beamtinnen und 
Beamten auf eine angemesse­
ne Besoldung und Versorgung 
darf durch niemanden infrage 
gestellt werden. 

Wir wollen den öffentlichen 
Dienst als modernen Arbeit­
geber, mit fairen Arbeitsbedin­
gungen und angemessener 
Besoldung. Beispielsweise 
Grundschullehrkräfte verdienen 
eine bessere Bezahlung, die Be­
soldung in der Sekundarstufe 
wollen wir angleichen und die 
Bezahlung von Grund- und 
Hauptschulleitern/-innen ha­
ben wir bereits verbessert. Doch 
Attraktivität bedeutet mehr als 
nur gute Bezahlung. Der öffent­
liche Dienst bietet sichere Ar­
beitsplätze mit guter Vereinbar­
keit von Familie und Beruf. Der 
Balanceakt zwischen haushalte­
rischer Verantwortung und den 
Interessen der Beschäftigten ist 
stets ein schwieriger, den wir 
gut meistern. Das werden wir 
auch in Zukunft beweisen. 

Selbstverständlich ist die Be­
zahlung ein wesentlicher As­
pekt für die Attraktivität eines 
Berufs. Die FDP-Landtagsfrakti­
on hat mit ihrer Klage vor dem 
Verfassungsgerichtshof in 
Münster klargestellt, dass wir 
eine Abkopplung von weiten 
Teilen der Beamtenschaft von 
der allgemeinen Lohnentwick­
lung für verfassungswidrig 
und unfair halten. Die Richter 
in Münster haben uns in dieser 
Meinung gestärkt. Es ist also 
klar, dass die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst Anspruch 
auf eine angemessen Bezah­
lung haben. Darüber hinaus 
sehen wir Freien Demokraten 
jedoch die Möglichkeit, durch 
eine leistungsbezogene Ge­
haltskomponente die Attrakti­

vität der Bezahlung im öffentli­
chen Dienst weiter zu steigern. 

Aktuell gibt es viele Diskus-
sionen zu den Sozialversi-
cherungssystemen. Beson-
ders im Fokus steht dabei 
der Vergleich der gesetzli-
chen Krankenversicherung 
u. a. mit der Beihilfe, die ei-
nen wichtigen Aspekt des 
Berufsbeamtentums dar-
stellt. Ein Begriff, der häufig 
in diesem Zusammenhang 
erwähnt wird, ist die Bür-
gerversicherung. 

5. Wie stehen Sie zum beste-
henden System der Beihilfe 
und wie generell zum Berufs-
beamtentum?

Die Grundlagen des Berufsbe­
amtentums ergeben sich be­
reits aus der Verfassung: der 
beamtenrechtliche Funktions­
vorbehalt nach Art. 33 Abs. 4 
GG und Art. 33 Abs. 5 GG als 
institutionelle Garantie des Be­
rufsbeamtentums und schließ­
lich auch die sogenannten 
„hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums“ nach 
Art. 33 Abs. 2 GG. 

Der Beihilfeanspruch folgt aus 
der verfassungsrechtlich ver­
ankerten Fürsorgepflicht des 
Dienstherrn. Dazu stehen wir 
und wir wertschätzen auch die 
Leistungen und die Vorzüge 
eines funktionierenden öffent­
lichen Dienstes. 

Die CDU bekennt sich klar zu 
den hergebrachten Grundsät­
zen des Berufsbeamtentums. 
Allen Bestrebungen, das Be­
rufsbeamtentum abzuschaf­
fen, treten wir entgegen. Die 
Aufgabe der gesetzlichen und 
privaten Kranken- und Pflege­
versicherung ist es, die best­
mögliche medizinische und 
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pflegerische Versorgung für die 
Menschen in unserem Land zu 
gewährleisten und zugleich die 
Kosten unseres Gesundheits-
wesens zu bewältigen. Unter 
dem Gesichtspunkt des demo-
grafischen Wandels und des 
stetigen Fortschritts in der Me-
dizin und Forschung ist das 
keine leichte Aufgabe. Die Bür-
gerversicherung bietet für die-
se Herausforderungen keinen 
zielführenden Lösungsansatz. 
Das Gesundheitsvorsorgesys-
tem im Beamtentum hat sich 
bewährt. 

Für uns ist langfristig eine Bür-
gerversicherung vorstellbar. 
Zunächst prüfen wir jedoch, 
die Beihilfe als Arbeitgeberan-
teil auf die gesetzlichen Kran-
kenkassen auszuweiten. Beste-
hende Schwächen möchten 
wir reformieren, etwa das auf-
wendige Erstattungsverfahren 
für Beihilfeberechtigte. Daher 
prüfen wir eine Direktabrech-
nung zwischen Krankenhäu-
sern, Ärzten und Apotheken 
mit der Beihilfestelle. 

Das Berufsbeamtentum hat 
eine lange Tradition. Der Staat 
muss funktions- und hand-
lungsfähig sein, was ihn von 
privatwirtschaftlichen Unter-
nehmen unterscheidet. Wir 
GRÜNE sind uns der Bedeu-
tung bewusst, die den Beam-
tinnen und Beamten und ih-
rem tagtäglichen Einsatz für 
unser Gemeinwesen zukommt 

Wir Freien Demokraten stehen 
zum Berufsbeamtentum. Das 
Berufsbeamtentum hat sich 
bewährt und es gibt keine 
nachvollziehbaren Gründe, 
hiervon abzuweichen. Sicher-
lich gibt es eine nicht klar zu 
definierende Grenze, ob ein 
Staatsbediensteter ein Beam-
ter sein sollte oder wann ein 
Angestelltenverhältnis als bes-
sere Wahl erscheint. Mit dem 
Beamtentum geht auch die 
Beihilfe einher. Das jetzige, für 
die meisten Beamten geltende 

System der Absicherung der 
Gesundheitskosten durch die 
Beihilfe und eine flankierende 
Privatversicherung gewährleis-
tet eine gute Absicherung der 
Beamten und wird von diesen 
auch durchweg positiv ange-
nommen. Insofern sehen wir 
auch hier keinen strukturellen 
Änderungsbedarf.

6. Welche Position vertreten 
Sie zur Bürgerversicherung in 
diesem Zusammenhang?

Die SPD hat nie einen Zweifel 
daran gelassen, dass die ge-
setzliche Krankenversicherung 
solidarisch weiterentwickelt 
werden muss. Sozialversiche-
rungen werden von einer brei-
ten Solidargemeinschaft ge-
tragen. Sie sind und bleiben 
der beste Schutz für eine gute 
Gesundheitsversorgung und 
für eine Rente im Alter, die die 
Lebensleistung würdigt. Unser 
Ziel bleibt daher, eine Bürger-
versicherung auch im Gesund-
heitswesen einzuführen – mit 
dem Ziel: Einbeziehung aller, 
aller Einkommensarten und 
gleiche Leistungen für alle!

Auch vor dem Hintergrund un-
serer Ausführungen zur vorher-
gehenden Frage ist für uns da-
bei klar: Die Bürgerversicherung 
darf gerade mit Blick auf das 
Berufsbeamtentum nicht mit 
einer Leistungseinschränkung 
für den öffentlichen Dienst ver-
bunden sein. Vor dem Hinter-
grund der verfassungsrechtli-
chen Regelungen kann es nur 
darum gehen, wie bei gleicher 
Leistung und einem dieser Leis-
tung entsprechendem Beitrag 
eine bessere Organisation er-
reicht werden kann. Insbeson-
dere müssen vor der Einfüh-
rung einer Bürgerversicherung 
Fragen zur Wahrung der beam-
tenrechtlichen Vorgaben (Ali-
mentationsprinzip) und zur 
rechtlich einwandfreien Siche-
rung der Altersrückstellungen 
der Privatversicherten geklärt 
und sichergestellt werden, dass 
keine Mehrbelastung der ge-

setzlich versicherten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer 
erfolgt. 

Siehe Antwort 5. 

Wir GRÜNE setzen uns für ein 
solidarisches, menschliches 
und bezahlbares Gesundheits-
system ein. Dabei sollen ge-
setzliche und private Kranken-
versicherung zur Bürgerver- 
sicherung weiterentwickelt 
werden, an der sich alle betei
ligen: Arbeitnehmer/-innen, 
Beamte/innen, Freiberufler/ 
-innen, Selbstständige und 
Politiker/-innen. Die Bürgerver-
sicherung ist kein Sparmodell 
zulasten der Beamten/-innen, 
sondern soll Schluss machen 
Zweiklassenmedizin. 

Die Bürgerversicherung stärkt 
Familien: Kinder und Men-
schen, die Kinder erziehen oder 
Pflegeleistungen erbringen, 
sollen beitragsfrei versichert 
werden. An der Beitragsparität 
wollen wir festhalten. Die Bür-
gerversicherung garantiert 
Beamten/-innen, wie allen an-
deren, ein hohes Versorgungs-
niveau. Von diesem Beitrags-
system würden besonders 
Menschen mit geringerem 
Einkommen profitieren, etwa 
Pensionäre/-innen. 

Eine sogenannte Bürgerversi-
cherung lehnen wir ab. Die FDP 
tritt für den Erhalt des dualen 

Systems aus gesetzlicher  
und privater Krankenversiche-
rung ein. Der Wettbewerb  
im dualen System und die 
Vorreiterrolle der PKV bei der 
Einführung neuer Behand-
lungsmethoden fördern me
dizinische Innovationen und 
sichern eine qualitativ hoch-
wertige und flächendeckende 
Versorgung für alle Bürgerin-
nen und Bürger. Im Gegensatz 
dazu sind in anderen europäi-
schen Ländern mit staatlichen 
und vereinheitlichten Gesund-
heitssystemen lange Wartezei-
ten für fast alle Patienten bis 
hin zu Rationierungen im Ge-
sundheitssystem sowie Ein-
schränkungen der freien Arzt-
wahl zu verzeichnen. Gerade 
Berufsgruppen wie Lehrer, Poli-
zisten und andere Beamte, die 
bisher zu relativ günstigen Ta-
rifen in der PKV versichert sind, 
müssten bei einem verpflich-
tenden Wechsel in eine Bür-
gerversicherung Einschnitte 
hinnehmen. 

Gesamtgesellschaftlich 
lässt sich zunehmend eine 
Verrohung des Miteinan-
ders feststellen. Die Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst sind als Repräsen-
tanten des Staates oft be-
sonders stark von diesem 
Thema betroffen. Immer 
häufiger werden sie Opfer 
von Aggression und Gewalt. 

7. Welche Maßnahmen kön-
nen Sie sich konkret vorstellen, 
um für einen besseren Schutz 
Ihrer Beschäftigten zu sorgen? 

Eine zunehmende Verrohung 
der Sprache, verbale Gewalt
androhungen bis hin zu An-
griffen, Anschlägen und Mord-
versuchen – alles unter dem 
Deckmantel der Meinungsfrei-
heit – zeigen eine Radikalisie-
rung in einem zuvor nicht ge-
kannten Ausmaß. Auch und 
gerade die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst werden als 
Repräsentanten des Staates 
besonders oft Opfer von 
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Aggression und Gewalt. Wir 
brauchen deshalb mehr Wür­
digung und Respekt für die 
Arbeit von Beschäftigten im 
Öffentlichen Dienst. Die Be­
hinderung von Einsätzen, 
Schmähungen und Gewalt ge­
gen Einsatzkräfte werden wir 
nicht dulden. Diesen Angriffen 
werden wir entschieden, auch 
mit Mitteln des Strafrechts, 
entgegentreten. Bereits jetzt 
stehen den Beschäftigten der 
Behörden Fortbildungsmaß­
nahmen zum Konfliktmanage­
ment zur Verfügung und es 
gibt umfangreiche Konzepte 
zur Gewaltprävention und zur 
Sicherung von Behördenge­
bäuden. Polizistinnen und Po­
lizisten verfügen im Einsatz 
über eine moderne Ausstat­
tung zu ihrem Schutz. Zuletzt 
hat das Land eine Regelung 
auf den Weg gebracht, dass 
Schmerzensgeldansprüche 
von Mitarbeitern des öffentli­
chen Dienstes, die im Dienst 
verletzt worden sind, vom 
Land übernommen werden, 
wenn der Schädiger mittellos 
ist. Die Landesregierung be­
findet sich bereits in einem 
Dialog mit verschiedenen 
Gruppen von betroffenen Be­
schäftigten, dessen Ziel es ist, 
sich zu den bestehenden Kon­
zepten auszutauschen und bei 
Bedarf Anregungen zu geben, 
wie sie weiterentwickelt wer­
den können. Die NRWSPD wird 
diesen Dialog begleiten und 
unterstützen sowie bei Bedarf 
weitere geeignete Maßnah­
men prüfen und umsetzen. 

Gewaltprävention hat für uns 
oberste Priorität. Dass fast täg­
lich von Übergriffen auf Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter 
des öffentlichen Dienstes be­
richtet wird, wollen wir nicht 
hinnehmen. Wir wollen schnell 
ein ganzheitliches Sicherheits­
konzept für die gesamte Lan­
desverwaltung erarbeiten, um 
unseren öffentlichen Dienst 
vor Gewalt zu schützen. Dieses 
Konzept soll auch ein Modul 
für die Kommunen beinhalten, 
die sich auf freiwilliger Basis 
beteiligen können. 

Gewalt und Bedrohung gegen 
Landesbeschäftigte verurteilen 
wir auf das Schärfste. Den Be­
schäftigten im öffentlichen 
Dienst gebührt Respekt und 
Anerkennung für die wichtige 
Arbeit, die sie täglich leisten. 
Wir haben Zugangskontrollen 
zu Arbeitsgebäuden einge­
führt, baulich für Sicherheit 
gesorgt, Gewaltpräventions- 
und Schutzkonzepte erarbei­
tet, Fortbildungen zu Deeska­
lation, Konfliktmanagement 
und Selbstverteidigung ange­
boten, für Gerichte und Staats­
anwaltschaften ein Sicher­
heitskonzept erarbeitet und 
die Zusammenarbeit von Jus­
tizvollzugspersonal und Polizei 
verbessert. Die Polizei haben 
wir besser ausgerüstet, etwa 
mit Bodycams, deren Wirksam­
keit wir erproben. Die ergriffe­
nen Maßnahmen wollen wir 
verbessern und fortentwickeln. 
In einem Gesetz regeln wir, 
dass im Dienst Verletzte auch 
Schadensersatz erhalten, wenn 
Angreifer nicht zahlungsfähig 
sind. 

Das Land muss als Dienstherr 
für den bestmöglichen Schutz 
seiner Beschäftigten sorgen. 
Dies beginnt mit einer guten 
Ausstattung und endet bei ei­
ner schnellen konsequenten 
Strafverfolgung derjenigen, die 
Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes angreifen, verletzen 
oder beleidigen. Insbesondere 
den Polizeibeamtinnen und 
-beamten gebührt mehr Res­
pekt, Wertschätzung und 
Schutz. Wer für die Sicherheit 
der Bürgerinnen und Bürger 
sorgt, der muss auch selbst ge­
schützt werden. Wir wollen, 
dass unsere Polizeibeamten 
entsprechend ausgebildet und 
ausgestattet sind. Die Polizei 
benötigt zum Beispiel auch 
Einsatzmittel, die der hoch­
komplexen Einsatzpraxis Rech­
nung tragen. Oftmals müssen 
Polizisten in gefährlichen Situ­
ationen innerhalb von Sekun­

denbruchteilen über das 
zweck- und verhältnismäßige 
Handeln entscheiden. Wir be­
fürworten daher die Erpro­
bung von Distanzelektroim­
pulsgeräten. Diese könnten  
als Einsatzmittel die taktische 
Lücke zwischen Pfefferspray 
und Schusswaffe schließen. 

Durch den demografischen 
Wandel ist absehbar, dass 
in naher Zukunft die Ausga-
ben für die Versorgung stei-
gen werden. In der Vergan-
genheit sind Maßnahmen 
ergriffen worden, um die 
steigenden Kosten abzufe-
dern. Die Wirkung wird je-
doch durch das Pensions-
fondsgesetz wieder stark 
abgeschwächt. 

8. Welche Maßnahmen kön-
nen Sie sich vorstellen, um  
die Versorgungsausgaben zu 
stabilisieren? 

Für die NRWSPD hat der Land­
tag mit der Verabschiedung 
des Pensionsfondsgesetzes 
deutlich gemacht, dass die 
Vorsorge für Versorgungsaus­
gaben auch in Zukunft sicher­
gestellt sein wird. Die bisher 
getrennt geführten Instrumen­
te ‚Versorgungsrücklage‘ und 
‚Versorgungsfonds‘ sind seit 
Beginn dieses Jahres in einem 
Pensionsfonds zusammen­
geführt werden. 

Anders als andere Länder ver­
zichtet das Land Nordrhein-
Westfalen auch in den nächs­
ten Jahren darauf, Geld aus der 
Vorsorge für die Beamtenpen­
sionen zu entnehmen. Es setzt 
stattdessen auf eine stetige 
jährliche Zuführung von 200 
Millionen Euro ab 2018. Damit 
werden der Versorgungspuffer 
für unsere Beamtinnen und 
Beamten auch künftig wach­
sen und die Vorsorge deutlich 
transparenter als nach bisheri­
ger Regelung. 

Aus Sicht der NRWSPD ist auch 
nicht geplant, den bislang er­

hobenen – und in diesem Jahr 
vorzeitig abgeschafften – Ver­
sorgungsabschlag auf Bezüge 
und Versorgung wieder als sta­
bilisierende Maßnahme einzu­
führen. 

Zur politischen Verantwor- 
tung gehört, haushälterische 
Vorsorge für heute schon ab­
sehbare zukünftige Pensions­
ausgaben zu betreiben. Die 
rot-grüne Landesregierung hat 
sich zum Zwecke des Kaschie­
rens eigenen Versagens bei der 
Haushaltskonsolidierung von 
einem politischen Konsens des 
Landtags verabschiedet, der 
eine generationsgerechte Ver­
teilung von Versorgungsauf­
wendungen sicherstellen soll­
te. Wir wollen daher wieder 
mehr Geld für zukünftige Pen­
sionsaufwendungen zurück­
legen. Denn unterlassene 
Vorsorge von heute sind die 
Kürzungen von morgen. 

GRÜNE Finanzpolitik will vor­
sorgen und Handlungsspielräu­
me kommender Generationen 
sichern. Im Pensionsfonds ha­
ben wir Versorgungsrücklage 
und Versorgungsfonds zusam­
mengefasst. Im Laufe des Jah­
res wird der Fonds von 9,8 auf 
10,3 Milliarden Euro anwach­
sen. Anders als andere Bundes­
ländern verzichten wir darauf, 
bereits jetzt Geld aus dieser 
Vorsorge zu entnehmen. Statt­
dessen wird der Fonds weiter 
gespeist, ab 2018 jährlich mit 
200 Millionen Euro. Nordrhein-
Westfallen sorgt damit vergli­
chen mit Bayern in doppelter 
Höhe für den Ruhestand seiner 
Beamten/-innen vor. Wir 
möchten Haushaltsrisiken 
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„Einführung von Bürgerversicherung hat 
ausschließlich ideologische Gründe“ 
Leserbrief zum Interview mit dem SPD-Landtagsfraktionsvorsitzenden Norbert Römer

Im Interview, NRW-Magazin März 2017, äußert sich der Vorsitzende der SPD-Land-
tagsfraktion, Norbert Römer, zur Einführung einer Bürgerversicherung und Abschaf-
fung der privaten Krankenversicherungen zusammen mit Abschaffung der Beihilfe 
für Beamte im Krankheitsfall. 

Leider wird an keiner Stelle 
deutlich, was sich mit dem 
Einheitssystem „Bürgerversi-
cherung“ gegenüber dem be-
stehenden dualen Gesund-
heitswesen im Interesse aller 
Versicherten verbessern soll. 
Das deutsche Gesundheits-
system mit gesetzlichen und 
privaten Krankenversicherun-
gen ist unbestritten eines der 
leistungsstärksten in der 
Welt, vielleicht sogar mit Ab-
stand das Beste. Politische 
Auseinandersetzungen zum 
Gesundheitswesen in der 
Weltmacht USA bestätigen 
das ganz aktuell. Wenn also 
keine Gründe zur Leistungs-
steigerung durch eine ein-
heitliche Bürgerversicherung 
genannt werden können, 
liegt die Vermutung nahe, 
dass ausschließlich ideologi-
sche Ideen ausschlaggebend 
sind. 

Das duale deutsche Gesund-
heitswesen von gesetzlicher 
Krankenversicherung (GKV) und 
privater (PKV) sorgt im Wettbe-
werb für beste medizinische 
Versorgung im Krankheitsfall. 
Vergleiche mit anderen Ländern 
und Rückblicke in die Geschich-
te zeigen deutlich auf, dass in 
Einheitssystemen bei Finanz- 
oder Strukturproblemen medi-
zinische Leistungen zurückge-
fahren worden sind. Die Folgen 
aus solchen Entwicklungen füh-
ren zum Beispiel dazu, dass 
nach Einführung des Einheits-
systems in den Niederlanden 
Fachärzte und Kliniken zwi-
schen Aachen und Kleve sich 
über Umsatzzuwächse durch 
niederländische Patienten freu-
en, die der heimischen Warte-
zeitmedizin entfliehen wollen. 

Bezeichnend ist im Interview 
mit Römer, dass er die Frage 

mit Hinweis auf die englischen 
Verhältnisse bei Gesundheit 
und Medizin ignoriert. Im eng-
lischen Einheitssystem kaufen 
sich die Wohlhabenden beste 
medizinische Leistungen bei 
besten Ärzten und in besten 
Kliniken. Auf der anderen Seite 
wird als sozialer Gradmesser in 
der „Welt am Sonntag“ vom 
26. Februar 2017 die Zahnge-
sundheit so beschrieben: „Wer 
einmal durch die ärmeren 
Stadtteile von London gegan-
gen ist, der hat sie gesehen: 
die armen Menschen, darunter 
viele Alte, aber durchaus auch 
Jüngere, deren Gebisse voller 
Lücken sind, die Zähne zu 
Stümpfen verfault. Deutsch-
land hingegen erlebt eine bei-
spiellose Verbesserung der 
Zahngesundheit. Und zwar  
in allen sozialen Schichten.“ 
(Ende des Zitats) Dem braucht 
nichts hinzugefügt zu werden. 

Der pauschale Hinweis von 
Römer „Das Berufsbeamten-
tum muss sich bei der Einfüh-
rung einer Bürgerversicherung 
keine Sorgen machen“, ist der 
Versuch, mit einer verbalen 
Beruhigungspille Volk und 
Wählerstimmen zu beruhigen. 
Mit so allgemeinen Aussagen 
wird das nicht gelingen, dazu 
sind klare und fundierte 
Sachaussagen erforderlich. 

Den Leserbrief zum Interview 
in der März Ausgabe des DBB 
NRW Magazin hat Meinolf 
Guntermann, Ehrenvorsitzen-
der des DBB NRW, der Redakti-
on eingereicht.�
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minimieren. Klimaschädliche 
und unethische Investitionen 
werden durch die Divestment-
Bewegung immer unrentabler. 
Die Gelder des Pensionsfonds 
werden dank SPD und GRÜNEN 
nur nach nachhaltigen, klima
freundlichen und sozialen Kri-
terien angelegt. 

Leider hat sich die rot-grüne 
Landesregierung entschieden, 
die Vorsorge für spätere Pensi-
onsverpflichtungen massiv zu-
rückzufahren. Da die Reduzie-
rung der Zuführungen an den 

Pensionsfonds bereits beschlos-
sene Sache ist, muss glaubhaft 
gemacht werden, dass die Ver-
wendung der Mittel nicht durch 
die Kassenlage des Landes be-
einflusst werden darf, sondern 
allein den Beamten zugute-
kommen soll. Der Pensions-
fonds muss zielgenau für seine 

Zwecke eingesetzt werden und 
darf nicht zur allgemeinen Ma-
növriermasse im Haushalt wer-
den. Um Rechtsklarheit in die-
ser Sache zu erreichen, muss 
deshalb ein Entnahmegesetz 
beschlossen werden, das zur 
Stabilisierung der Versorgungs-
ausgaben führt. �

Leserbrief

Meinolf Guntermann
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